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TiSA: Wikileaks bringt Licht ins Dunkel 

Im Schatten von CETA und TTIP wird bereits seit 2012 

ein Freihandelsabkommen der besonderen Art verhan-

delt: Das Dienstleistungsabkommen TiSA (Trade in 

Services Agreement). Gegenstand ist die Liberalisierung 

des Dienstleistungshandels zwischen 23 Verhandlungs-

partnern aus vier Kontinenten – darunter auch die EU. 

Der Handel mit Dienstleistungen ist ein wachsender 

Markt, der enorme Gewinne verspricht. Schon jetzt 

legen die Dienstleistungsexporte der EU kontinuierlich 

zu (siehe Grafik). TiSA soll nun die Öffnung der Dienst-

leistungsmärkte beschleunigen und Handelsbarrieren 

aus dem Weg räumen. 

Doch eine Reihe von geheimen Dokumenten, die die 

Plattform Wikileaks ans Licht gebracht hat, zeigen: 

Vorsicht ist geboten! Denn TiSA krankt an den gleichen 

Problemen wie TTIP und CETA, die Abkommen der EU 

mit den USA und Kanada. Öffentliche Dienstleistungen 

drohen, einem Liberalisierungs- und Deregulierungs-

druck ausgesetzt zu werden. Die bisher sichtbaren Aus-

nahmen für Dienstleistungen der Daseinsvorsorge sind 

wie in TTIP und CETA zu weich und bieten nur ungenü-

genden Schutz vor Privatisierungsdruck. Es braucht eine 

explizite Ausnahme öffentlicher Dienstleistungen auch 

in TiSA! Hinzu kommt, dass die Regulierungsspielräu-

me, um Dienstleistungen der Daseinsvorsorge allen 

zugänglich zu machen, Versorgungssicherheit und gute 

Qualität zu gewährleisten, drohen, massiv einge-

schränkt zu werden. 

Um ein Beispiel zu nennen: Das Kapitel zu innerstaatli-

cher Regulierung behandelt Lizenz- und Qualifikations-

erfordernisse und -prozesse, wobei Lizenzen die Unter-

nehmen betreffen und Qualifikationen sich auf die Per-

sonen beziehen, die die Dienstleistung erbringen. Sol-

che Erfordernisse sind grundlegend, um eine hohe Qua-

lität von Dienstleistungen sicherzustellen. Die Verpflich-

tungen in diesem Kapitel schaffen jedoch eine neue, 

weitgehende Grundlage. Sind sie unklar formuliert, 

können seitens der Unternehmen ausgenutzt werden, 

um gegen staatliche Vorschriften und Anforderungen 

vorzugehen. Die geleakten Textbausteine bestätigen 

eine solche Gefahr: Demnach dürfen solche Anforde-

rungen nicht „belastender als nötig“ und müssen „ob-

jektiv“ sein; Entscheidungen müssen „ohne unnötige 

Verzögerung“ umgesetzt werden.  

Es stellt sich die Frage: Wäre die Durchführung z. B. von 

öffentlichen Konsultationen in der Ortschaft im Zuge 

geplanter Großprojekte schon zu belastend? Und würde 

dies eine „unnötige Verzögerung“ darstellen? Solche 

Begriffe bieten weiten Interpretationsspielraum, der es 

ermöglicht, auch Regulierungen im Allgemeinwohlinte-

resse in Frage zu stellen. Das ist undemokratisch, stellt 

die Weichen, um die Handlungsfähigkeit des Staates 

weiter einzuschränken und dient den Profitinteressen. 

Diese könnten sich im schlimmsten Fall gegen Interes-

sen von Beschäftigten, Verbraucher/-innen und Umwelt 

richten. 

Ein solches TiSA wäre ein weiterer Schritt auf dem Weg 

zu mehr Deregulierung und Liberalisierung und damit 

ein Schritt in die falsche Richtung.  
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